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502. Bundesgesetz zur Errichtung einer „Brenner-Eisenbahn-Gesellschaft"
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. Für die umfassende Planung des Baues und die Planung der Erhaltung der Hochleistungsstrek-

ke Staatsgrenze bei Kufstein-Innsbruck-Staatsgrenze am Brenner ist eine Kapitalgesellschaft in Form
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit einem Stammkapital von 5 Millionen Schilling, dem
Firmenwortlaut „Brenner-Eisenbahn-Gesellschaft mit beschränkter Haftung" — im folgenden als
Gesellschaft bezeichnet — und dem Sitz in Innsbruck zu errichten, deren Anteile dem Bund zu minde-
stens 51% vorbehalten sind.

§ 2. Die Verwaltung der Anteilsrechte namens des Bundes obliegt dem Bundesminister für öffent-
liche Wirtschaft und Verkehr. Dieser ist berechtigt, der Gesellschaft allgemeine Anweisungen über die
Durchführung ihrer Aufgaben im Sinne dieses Bundesgesetzes zu erteilen und Auskünfte über ihre
Tätigkeit zu verlangen. Der Gesellschaftsvertrag hat die Organe zur Durchführung solcher Anweisun-
gen und zur Auskunftserteilung zu verpflichten.

§ 3. (1) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr hat der Gesellschaft die umfas-
sende Planung im Zusammenhang mit dem Bau und die Planung der Erhaltung der Hochleistungsstrek-
ke Staatsgrenze bei Kufstein-Innsbruck-Staatsgrenze am Brenner oder von Teilen derselben durch
Verordnung zu übertragen, wenn dies im Interesse insbesondere einer wirtschaftlichen und zügigen
Abwicklung liegt. Mit dieser Übertragung ist jedenfalls der Umfang der Planungsmaßnahmen bis
zur Baureife sowie ein Planungszeit- und -kostenrahmen festzulegen.

(2) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen der Gesellschaft weiterführende Tätigkeiten durch Verordnung übertra-
gen, wobei vor Erlassung einer Verordnung zum Bau der in § l bezeichneten Hochleistungsstrecke
oder von Teilen derselben ein Beschluß der Bundesregierung über das gemeinwirtschaftliche Interesse
an der vorgesehenen Übertragung zum Bau einzuholen ist.

§ 4. Der Bund hat der Gesellschaft die Kosten der Planung sowie den daraus erwachsenden Perso-
nal- und Sachaufwand einschließlich Kosten für die Nutzung und den allenfalls notwendigen Erwerb
von Grundflächen nach einem von der Gesellschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr sowie dem Bundesminister für Finanzen zu erstellenden jährlichen
Finanzplan zu ersetzen. Auf die Kosten sind der Gesellschaft die notwendigen Vorschüsse zu leisten.
Die Verwendung des Geldes ist gegenüber dem Bund nachzuweisen und periodisch abzurechnen.

§ 5. (1) Die Gesellschaft bedarf keiner Konzession nach dem Eisenbahngesetz 1957, soweit sie in
Erfüllung der ihr nach § 3 übertragenen Aufgaben tätig ist. Für diese Tätigkeit kommen ihr die Rechte
und Pflichten eines Eisenbahnunternehmens zu.

(2) Die Gesellschaft hat bei der Erfüllung ihrer Planungsaufgaben, unbeschadet der allgemeinen
Anweisungen nach § 2, auch die Erfordernisse einer wirtschaftlichen und zügigen Baudurchführung
sowie eines leistungsfähigen und wirtschaftlichen Eisenbahnbetriebes zu beachten.
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§ 6. Die Gesellschaft ist berechtigt, die zur Planung der Hochleistungsstrecke Staatsgrenze bei Kuf-
stein-Innsbruck-Staatsgrenze am Brenner oder von Teilen derselben benötigten Grundstücke der
Eisenbahninfrastruktur gemäß § 2 Bundesbahngesetz 1992 ohne Entrichtung eines Entgeltes zu benüt-
zen. Sonstige zur Planung benötigte Grundflächen, die sich im Eigentum der österreichischen Bundes-
bahnen oder des Bundes befinden, sind der Gesellschaft gegen Entgelt, das mittels Schätzung nach den
Grundsätzen der §§4 und 8 des Eisenbahnenteignungsgesetzes 1954 zu bemessen ist, zur Benützung zu
überlassen, es sei denn, dem stehen andere vorrangige Zwecke der betroffenen Bundesstelle entgegen.

§ 7. Insoweit eine Mitwirkung der Österreichischen Bundesbahnen an der der Gesellschaft über-
tragenen Planung erforderlich ist, ist diese Mitwirkung in einem Kooperationsvertrag zwischen der
Gesellschaft und den Österreichischen Bundesbahnen zu regeln.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind hinsichtlich des § 4 der Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen, im übri-
gen der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr betraut.

Klestil

Vranitzky

503. Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992 geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1992, BGBl. Nr. 449/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz

BGBl. Nr. 21/1995, wird wie folgt geändert:
§5 Abs. 1 Z 3 lit. b lautet:

„b) mit einem höchsten zulässigen Gesamtgewicht von mehr als 3,5 Tonnen für jede angefangene
Tonne höchstes zulässiges Gesamtgewicht 80S, ab I.Juli 1995 70S, mindestens 600 S, höch-
stens 3040 S, ab 1.Juli 1995 höchstens 2660 S, bei Anhängern höchstens 2400S, ab 1.Juli
1995 höchstens 2100 S. Die für einen Anhänger errechnete Monatssteuer ist jeweils um
100 S zu verringern, höchstens jedoch um den Betrag, der für den Anhänger an Steuer zu ent-
richten ist. Bei Sattelanhängern ist das kraftfahrrechtlich höchste zulässige Gesamtgewicht um
die Sattellast zu verringern."

Klestil

Vranitzky

504. Bundesgesetz, mit dem die Rundfunkverordnung geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Die Rundfunkverordnung, BGBl. Nr. 333/1965, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.

Nr. 507/1993, wird wie folgt geändert:
1. Nach §6 wird folgender §6a eingefügt:
„§ 6a. Der Betreiber einer Antennenanlage im Sinne des § 2 Abs. 4 hat der zuständigen Fernmel-

debehörde die Errichter und Betreiber der an seine Antennenanlage angeschlossenen Empfangsanla-
gen bekanntzugeben."

2. §8 Abs. 2 lautet:
„(2) Auf Grund einer unbefristeten Hauptbewilligung dürfen an dem darin angegebenen Standort

sämtliche vorhandenen Rundfunk- bzw. Fernsehrundfunk-Empfangsanlagen in Gästezimmern von
gewerblichen Beherbergungsbetrieben und von Privatzimmervermietern (Art. III Bundes-Verfas-
sungsgesetznovelle 1974, BGBl. Nr. 444/1974), in Heimen für ältere Menschen und in Anstalten für
die Rehabilitation oder Pflege von Behinderten errichtet und betrieben werden."

3. §9 lit. a lautet:
,,a) je eine weitere Rundfunk-Empfangsanlage (Rundfunk-Zusatzbewilligung bzw. Fernsehrund-

funk-Zusatzbewilligung) in einem Fahrzeug, über das der Bewilligungsinhaber verfügt, und
einem zweiten Fahrzeug, das am Standort der Hauptbewilligung zugelassen ist, und vorüber-
gehend auch außerhalb des Fahrzeuges oder"
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4. §32 lautet:
„§ 32. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft

und Verkehr betraut."
5. Nach §32 wird folgender §33 angefügt:
„§33. (1) § 6a, § 8 Abs. 2 und § 9 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 504/1995 treten

mit I.September 1995 in Kraft.
(2) Die zuständige Fernmeldebehörde hat einen angemessenen Zeitraum zu bestimmen, innerhalb

dessen der Betreiber einer Antennenanlage gemäß § 2 Abs. 4 erstmals die Betreiber der an der Anten-
ncnanlage angeschlossenen Empfangsanlagen bekanntzugeben hat. Der Betreiber einer Antennenan-
lage hat den Betreibern der Empfangsanlage schriftlich mitzuteilen, ab wann er Daten erstmals an die
Fernmeldebehörde übermittelt."

Klestil

Vranitzky

505. Bundesgesetz, mit dem das Umweltförderungsgesetz — UFG geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:
Das Bundesgesetz über die Förderung von Maßnahmen in den Bereichen der Wasserwirtschaft,

der Umwelt, der Altlastensanierung und zum Schutz der Umwelt im Ausland (Umweltförderungsge-
setz — UFG), BGB1. Nr. 185/1993, zuletzt geändert durch BGB1. Nr. 30/1994, wird wie folgt geändert:

In ArtikelI wird nach §37 Abs. 5a folgender Absatz 5b eingefügt:
„(5b) Der Fonds ist ermächtigt, vorbereitende wirtschaftliche Analysen für Maßnahmen anzustel-

len, welche Auswirkungen auf den Finanzstatus zur Folge haben. Die Ermächtigung zur Setzung der-
artiger Maßnahmen bleibt einer besonderen bundesgesetzlichen Regelung vorbehalten."

Klcstil

Vranitzky


